
Allgemeine Einkaufsbedingungen

Die allgemeinen Einkaufsbedingungen der EHRET GmbH sind 
anwendbar im Geschäftsverkehr mit Unternehmern, juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen.

1. Allgemeines

Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich; 
entgegenstehende oder von unseren Einkaufsbedingungen 
abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lieferanten 
erkennen wir nur insoweit an, als wir ihnen ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt haben. Die Annahme von Waren bzw. Leistungen 
des Lieferanten (nachfolgend: Vertragsgegenstand) oder deren 
Bezahlung bedeutet keine Zustimmung.

2. Vertragsschluss und Vertragsänderungen

2.1.	 Bestellungen, Abschlüsse und Lieferabrufe sowie ihre 
Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform.

2.2.	 Mündliche Vereinbarungen jeder Art bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung durch uns.

2.3.	 Die Schriftform wird auch durch Datenfernübertragung, z.B. 
E-Mail oder Telefax erfüllt.

2.4.	 Kostenvoranschläge sind verbindlich und nicht zu vergüten, es 
sei denn, es wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart.

2.5.	 Lieferabrufe im Rahmen einer Bestell- und Abrufplanung 
werden verbindlich, wenn der Lieferant nicht binnen fünf 
Arbeitstagen seit Zugang widerspricht.

2.6.	 Separate Vereinbarungen zu Qualität, Arbeitssicherheit, 
Umweltschutz und Energie sowie Anliefer- und 
Verpackungsvorschriften sind Bestandteil des Vertrages.

3. Lieferung

3.1.	 Abweichungen von unseren Bestellungen und Vereinbarungen 
sind nur nach unserer vorherigen schriftlichen Zustimmung 
zulässig.

3.2.	 Vereinbarte Termine und Fristen sind verbindlich. Wenn 
die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben und auch 
nicht anderweitig vereinbart wurde, beträgt sie 2 Wochen 
ab Vertragsschluss. Sieht der Lieferant Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Fertigung, Vormaterialversorgung, der 
Einhaltung des Liefertermins oder ähnlicher Umstände 
voraus, die ihn an der termingerechten Lieferung oder an der 
Lieferung in der vereinbarten Qualität hindern könnten, hat 
uns der Lieferant unverzüglich zu benachrichtigen.

3.3.	 Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Lieferung DAP 
gemäß Incoterms 2020 an den in der Bestellung angegebenen 
Ort. Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und nichts 
anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren 
Geschäftssitz in D-77972 Mahlberg zu erfolgen. Der jeweilige 
Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort für die Lieferung 
und eine etwaige Nacherfüllung (Bringschuld). Maßgebend 
für die Einhaltung des Liefertermins oder der Lieferfrist ist der 
Eingang der Ware bei uns. 

3.4.	 Hat der Lieferant die Aufstellung oder die Montage 
übernommen und ist nicht etwas anderes vereinbart, so trägt 
der Lieferant vorbehaltlich abweichender Regelungen alle 
erforderlichen Nebenkosten wie beispielsweise Reisekosten, 
Bereitstellung des Werkzeugs sowie Auslösungen.

3.5.	 Ist der Lieferant in Verzug, können wir - neben 
weitergehenden gesetzlichen Ansprüchen - pauschalierten 
Ersatz unseres Verzugsschadens in Höhe von 1% des 
Nettopreises pro vollendete Kalenderwoche verlangen, 
insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des Nettopreises, 
der verspätet gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis 
vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden ist. Dem 

Lieferanten bleibt der Nachweis vorbehalten, dass überhaupt 
kein oder nur ein wesentlich geringerer Schaden entstanden 
ist.

3.6.	 Die vorbehaltlose Annahme der verspäteten Lieferung 
oder Leistung enthält keinen Verzicht auf die uns wegen 
der verspäteten Lieferung oder Leistung zustehenden 
Ersatzansprüche.

3.7.	 Teillieferungen sind grundsätzlich unzulässig, es sei denn, 
wir haben ihnen ausdrücklich zugestimmt oder sie sind uns 
zumutbar.

4. Höhere Gewalt

4.1.	 Höhere Gewalt, unverschuldete Betriebsstörungen, Unruhen, 
behördliche Maßnahmen und sonstige unabwendbare 
Ereignisse befreien uns für die Dauer ihres Vorliegens von der 
Pflicht zur rechtzeitigen Abnahme. Während solcher Ereignisse 
sowie innerhalb von zwei Wochen nach deren Ende sind wir – 
unbeschadet unserer sonstigen Rechte – berechtigt, ganz oder 
teilweise vom Vertrag zurückzutreten, soweit diese Ereignisse 
nicht von unerheblicher Dauer sind und sich unser Bedarf 
wegen der deshalb erforderlichen anderweitigen Beschaffung 
erheblich verringert. 

4.2.	 Die Regelungen der Ziff. 4.1 gelten auch im Fall von 
Arbeitskämpfen. 

5. Versandanzeige und Rechnung

Es gelten die Angaben in unseren Bestellungen und Lieferabrufen. 
Die Rechnung ist in einfacher Ausfertigung unter Angabe 
der Rechnungsnummer, der Bestellnummer und sonstiger 
Zuordnungsmerkmale an: eingangsrechnungen@ehret.com zu 
richten; sie darf nicht den Sendungen beigefügt werden.

6. Preisstellung und Gefahrenübergang

Ist keine besondere Vereinbarung getroffen, verstehen sich die 
Preise geliefert benannter Ort (DAP gemäß Incoterms 2020) 
einschließlich Verpackung. Umsatzsteuer ist darin nicht enthalten. 
Der Lieferant trägt die Sachgefahr bis zur Annahme der Ware 
durch uns oder unseren Beauftragten an dem Ort, an den die Ware 
auftragsgemäß zu liefern ist.

7. Zahlungsbedingungen

7.1.	 Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. 
Alle Preise verstehen sich einschließlich gesetzlicher 
Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.

7.2.	 Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt 
der Preis alle Leistungen und Nebenleistungen des Lieferanten 
(z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. 
ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich 
eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) ein.

7.3.	 Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen 
ab vollständiger Lieferung und Leistung (einschließlich 
einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer 
ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir 
Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewährt 
uns der Lieferant 3 % Skonto auf den Nettobetrag der 
Rechnung. Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig 
erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag vor Ablauf der 
Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für Verzögerungen 
durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir 
nicht verantwortlich.

7.4.	 Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug 
gelten die gesetzlichen Vorschriften.
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7.5.	 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede 
des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem 
Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige 
Zahlungen zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus 
unvollständigen oder mangelhaften Leistungen gegen den 
Lieferanten zustehen.

7.6.	 Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter 
oder unbestrittener Gegenforderungen.

8. Mängelansprüche und Rückgriff

8.1.	 Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der 
Ware (einschließlich Falsch- und Minderlieferung sowie 
unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter 
Anleitungen) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch 
den Lieferanten gelten die gesetzlichen Vorschriften und, 
ausschließlich zu unseren Gunsten, die nachfolgenden 
Ergänzungen und Klarstellungen.

8.2.	 Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant 
insbesondere dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf 
uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung 
über die Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen 
Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch 
Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – 
Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher 
Weise wie diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es 
macht dabei keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung 
von uns, vom Lieferanten oder vom Hersteller stammt.

8.3.	 Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen digitalen 
Inhalten schuldet der Lieferant die Bereitstellung und 
Aktualisierung der digitalen Inhalte jedenfalls insoweit, als 
sich dies aus einer Beschaffenheitsvereinbarung gem. Abs. 2 
oder sonstigen Produktbeschreibungen des Herstellers oder in 
seinem Auftrag, insbes. im Internet, in der Werbung oder auf 
dem Warenetikett, ergibt.

8.4.	 Zu einer Untersuchung der Ware oder besonderen 
Erkundigungen über etwaige Mängel sind wir bei 
Vertragsschluss nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von 
§ 42 Abs. 1, S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche daher 
uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei 
Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt 
geblieben ist.

8.5.	 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten 
die gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit folgender 
Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich 
auf Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter 
äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere 
offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- 
und Minderlieferung) oder bei unserer Qualitätskontrolle im 
Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im 
Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach 
ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere 
Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 
Unbeschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere 
Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als unverzüglich 
und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab 
Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung 
abgesendet wird. 

8.6.	 Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften 
Ware und der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art und 
ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache 
eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde, 
bevor der Mangel offenbar wurde; unser gesetzlicher 
Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen (Aus- 

und Einbaukosten) bleibt unberührt. Die zum Zwecke der 
Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten 
sowie ggf. Aus- und Einbaukosten, trägt der Lieferant auch 
dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel 
vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem 
Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit 
haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig 
nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

8.7.	 Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der 
Regelungen in Ziff. 8.5 gilt: Kommt der Lieferant seiner 
Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch 
Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch 
Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – 
innerhalb einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht 
nach, so können wir den Mangel selbst beseitigen und vom 
Lieferanten Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen 
bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die 
Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder 
für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, 
Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt 
unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; 
von derartigen Umständen werden wir den Lieferanten 
unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 

8.8.	 Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach 
den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises 
oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben 
wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- 
und Aufwendungsersatz.

9. Lieferantenregress

9.1.	 Unsere gesetzlich bestimmten Aufwendungs- und 
Regressansprüche innerhalb einer Lieferkette 
(Lieferantenregress gem. §§ 478, 445a, 445b bzw. §§ 
445c, 327 Abs. 5, 327u BGB) stehen uns neben den 
Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere 
berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir 
unserem Abnehmer im Einzelfall schulden; bei Waren mit 
digitalen Elementen oder sonstigen digitalen Inhalten gilt 
dies auch im Hinblick auf die Bereitstellung erforderlicher 
Aktualisierungen. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 
BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt.

9.2.	 Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten 
Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz 
gem. §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2, 3, 6 S. 2, 475 Abs. 
4 BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den 
Lieferanten benachrichtigen und unter kurzer Darlegung 
des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. 
Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb 
angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche 
Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte 
Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem 
Lieferanten obliegt in diesem Fall der Gegenbeweis.

9.3.	 Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, 
wenn die mangelhafte Ware durch uns, unseren Abnehmer 
oder einen Dritten, z. B. durch Einbau, Anbringung oder 
Installation, mit einem anderen Produkt verbunden oder in 
sonstiger Weise weiterverarbeitet wurde.

10. Produzentenhaftung

10.1.	Für den Fall, dass wir aufgrund Produkthaftung in Anspruch 
genommen werden, ist der Lieferant verpflichtet, uns von 
derartigen Ansprüchen freizustellen, sofern und soweit der 
Schaden durch einen Fehler des vom Lieferanten gelieferten 
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Vertragsgegenstandes verursacht worden ist. In den Fällen 
verschuldensabhängiger Haftung gilt dies jedoch nur dann, 
wenn den Lieferanten ein Verschulden trifft. Sofern die 
Schadensursache im Verantwortungsbereich des Lieferanten 
liegt, muss er nachweisen, dass ihn kein Verschulden trifft. 

10.2.Der Lieferant übernimmt in den Fällen der Ziff. 10.1 alle Kosten 
und Aufwendungen, einschließlich der Kosten einer etwaigen 
Rechtsverfolgung. 

10.3.Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.
10.4.Vor einer Rückrufaktion, die ganz oder teilweise 

Folge eines Mangels des vom Lieferanten gelieferten 
Vertragsgegenstandes ist, werden wir den Lieferanten 
unterrichten, ihm die Möglichkeit zur Mitwirkung geben und 
uns mit ihm über eine effiziente Durchführung austauschen, 
es sei denn, die Unterrichtung oder Beteiligung des 
Lieferanten ist wegen besonderer Eilbedürftigkeit nicht 
möglich. Soweit eine Rückrufaktion Folge eines Mangels des 
vom Lieferanten gelieferten Vertragsgegenstandes ist, trägt 
der Lieferant die Kosten der Rückrufaktion. 

11.  Verjährung

11.1.	Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren 
nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist.

11.2.	Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 
allgemeine Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre 
ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 
beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige 
Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 
Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für 
dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 
1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln 
verjähren darüber hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das 
Recht - insbesondere mangels Verjährung - noch gegen uns 
geltend machen kann.

11.3.	Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich 
vorstehender Verlängerung gelten - im gesetzlichen 
Umfang - für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit 
uns wegen eines Mangels auch außervertragliche 
Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die 
regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn 
nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im 
Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt.

12. Rücktritts- und Kündigungsrechte

12.1.	Wir sind über die gesetzlichen Rücktrittsrechte hinaus zum 
Rücktritt vom oder Kündigung des Vertrages mit sofortiger 
Wirkung berechtigt, wenn 
• der Lieferant die Belieferung seiner Kunden eingestellt hat, 
• eine wesentliche Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Lieferanten eintritt oder 
einzutreten droht und hierdurch
• die Erfüllung einer Lieferverpflichtung gegenüber uns 
gefährdet ist,
• beim Lieferanten der Tatbestand der Zahlungsunfähigkeit 
oder der Überschuldung eintritt oder 
• der Lieferant seine Zahlungen einstellt.

12.2.Wir sind auch zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt, 
wenn der Lieferant über sein Vermögen die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens zur 
Schuldenbereinigung beantragt oder durch Dritte beantragt 
wird, sowie bei Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Lieferanten.

12.3.Hat der Lieferant eine Teilleistung bewirkt, so sind wir zum 
Rücktritt vom ganzen Vertrag nur berechtigt, wenn wir an der 

Teilleistung kein Interesse haben.
12.4.Sofern wir aufgrund der vorstehenden vertraglichen Rücktritts- 

bzw. Kündigungsrechte vom Vertrag zurücktreten oder ihn 
kündigen, hat der Lieferant die uns hierdurch entstehenden 
Schäden zu ersetzen, es sei denn, er hat die Entstehung der 
Rücktritts- bzw. Kündigungsrechte nicht zu vertreten.

12.5.Gesetzliche Rechte und Ansprüche werden durch die in dieser 
Ziff. 10 enthaltenen Regelungen nicht eingeschränkt.

13. Ausführung von Arbeiten

Personen, die in Erfüllung des Vertrages Arbeiten im Werkgelände 
ausführen, haben die auf dem Betriebsgelände der EHRET GmbH 
geltenden Bestimmungen und Regelungen zu beachten. Die 
Haftung für Unfälle, die diesen Personen auf dem Werkgelände 
zustoßen, ist ausgeschlossen, soweit diese nicht durch vorsätzliche 
oder grob fahrlässige Pflichtverletzung unserer gesetzlichen 
Vertreter oder Erfüllungsgehilfen verursacht wurde.

14. Beistellung

Von uns beigestellte Stoffe, Teile, Behälter und 
Spezialverpackungen bleiben unser Eigentum. Diese dürfen nur 
bestimmungsgemäß verwendet werden. Die Verarbeitung von 
Stoffen und der Zusammenbau von Teilen erfolgen für uns. Es 
besteht Einvernehmen, dass wir im Verhältnis des Wertes der 
Beistellungen zum Wert des Gesamterzeugnisses Miteigentümer 
an den unter Verwendung unserer Stoffe und Teile hergestellten 
Erzeugnissen sind, die insoweit vom Lieferanten für uns verwahrt 
werden. 

15. Unterlagen und Geheimhaltung

15.1.	Alle durch uns zugänglich gemachten geschäftlichen oder 
technischen Informationen (einschließlich Merkmalen, 
die etwa übergebenen Gegenständen, Dokumenten oder 
Software zu entnehmen sind, und sonstige Kenntnisse oder 
Erfahrungen) sind, solange und soweit sie nicht nachweislich 
öffentlich bekannt sind, Dritten gegenüber geheim zu 
halten und dürfen im eigenen Betrieb des Lieferanten 
nur solchen Personen zur Verfügung gestellt werden, die 
für deren Verwendung zum Zweck der Lieferung an uns 
notwendigerweise herangezogen werden müssen und die 
ebenfalls zur Geheimhaltung verpflichtet sind; sie bleiben 
unser ausschließliches Eigentum. 

Ohne unser vorheriges schriftliches Einverständnis dürfen 
solche Informationen – außer für Lieferungen an uns – nicht 
vervielfältigt oder gewerbsmäßig verwendet werden. 

Auf unsere Anforderung sind alle von uns stammenden 
Informationen (gegebenenfalls einschließlich angefertigter 
Kopien oder Aufzeichnungen) und leihweise überlassenen 
Gegenstände unverzüglich und vollständig an uns 
zurückzugeben oder zu vernichten. 

Wir behalten uns alle Rechte an solchen Informationen 
(einschließlich Urheberrechten und dem Recht zur 
Anmeldung von gewerblichen Schutzrechten, wie Patenten, 
Gebrauchsmustern, Halbleiterschutz etc.) vor. Soweit uns 
diese von Dritten zugänglich gemacht wurden, gilt dieser 
Rechtsvorbehalt auch zugunsten dieser Dritten.

15.2.Erzeugnisse, die nach von uns entworfenen Unterlagen, wie 
Zeichnungen, Modellen und dergleichen, oder nach unseren 
vertraulichen Angaben oder mit unseren Werkzeugen oder 
nachgebauten Werkzeugen angefertigt sind, dürfen vom 
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Lieferanten weder selbst verwendet noch Dritten angeboten 
oder geliefert werden. Dies gilt sinngemäß auch für unsere 
Druckaufträge. 

16. Eigentumsvorbehalt

Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne 
Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen
wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes 
Angebot des Verkäufers auf Übereignung an, erlischt der 
Eigentumsvorbehalt des Verkäufers spätestens mit 
Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im 
Ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur 
Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtretung 
der hieraus entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise 
Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf verlängerten 
Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle 
sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, 
insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die 
Weiterverarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt. 

17. Spezifikation/Audit/Informationspflicht des Lieferanten

17.1.Die vom Lieferanten gelieferten Waren haben den Angaben 
in der Bestellung und/oder der vereinbarten Spezifikation zu 
entsprechen.

17.2.Ist ein bestimmter Standard für die Leistung, Eignung, 
Kapazität oder Funktion der Ware vorgegeben, müssen die 
Waren diese Anforderungen erfüllen, und der Lieferant hat 
alle gegebenenfalls erforderlichen Testbescheinigungen, 
Konformitäts-bescheinigungen sowie die relevanten Montage- 
und Installationsanleitungen bezüglich anwendbarer Richtlinien 
und/oder maßgebliche Analysezertifikate und alle anderen in 
der Bestellung vorgesehenen Dokumente vorzulegen.

17.3.Wir haben vor der Lieferung nach Terminabsprache das Recht, 
die Waren in Augenschein zu nehmen, zu prüfen und zu 
testen. Wir haben auch während der Herstellung, Verarbeitung 
und Lagerung das Recht, die Waren in Augenschein zu 
nehmen, zu prüfen und zu testen. Unseren Vertretern, den 
Vertretern einer Behörde oder anderen beteiligten Kunden 
ist zu angemessenen Zeiten Zugang zu den Räumlichkeiten 
des Lieferanten zu gewähren, in denen die Waren hergestellt, 
verarbeitet oder gelagert werden, damit diese den Fortschritt 
bei der Entwicklung und Herstellung der Waren überprüfen 
können.

17.4.Sollten wir aufgrund einer solchen Inaugenscheinnahme 
oder Prüfung zu der Überzeugung gelangen, dass die 
Waren nicht bzw. wahrscheinlich nicht mit der Bestellung 
oder den Spezifikationen übereinstimmen, unterrichten 
wir den Lieferanten davon. Dieser hat unverzüglich auf 
eigene Kosten alle für die Erreichung einer solchen 
Übereinstimmung erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 
Solche Inaugenscheinnahmen, Prüfungen oder Tests befreien 
den Lieferanten weder ganz noch teilweise von seinen 
Vertragspflichten und sind in keinem Fall als Genehmigung 
oder Abnahme der Waren im Sinne einer Übereinstimmung 
mit einer Bestellung zu verstehen.

17.5.Wird dem Lieferanten erkennbar, dass getroffene 
Vereinbarungen (Qualitätsmerkmale, Termine, Liefermengen, 
etc.) nicht eingehalten werden können, informiert er uns 
unverzüglich schriftlich.

17.6.Der Lieferant verpflichtet sich, uns über untenstehende 
Sachlagen unverzüglich zu informieren, damit wir die 
Auswirkungen prüfen können:
• Änderung von Fertigungsverfahren, -abläufen und 
-materialien (auch bei Subunternehmer)
• Wechsel von Subunternehmer

• Änderung von Prüfverfahren und -einrichtungen
• Verlagerung von Produktionsstandorten/Verlagerung von 
Fertigungseinrichtungen am Standort
• Auslagerung von Arbeitsgängen
• Andere strategisch maßgebliche Entscheidungen

18. Compliance

18.7.Der Lieferant verpflichtet sich, die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen zum Umgang mit Mitarbeitern, Umweltschutz 
und Arbeitssicherheit einzuhalten und daran zu arbeiten, bei 
seinen Tätigkeiten nachteilige Auswirkungen auf Mensch und 
Umwelt zu verringern. Hierzu wird der Lieferant im Rahmen 
seiner Möglichkeiten ein Managementsystem nach ISO 14001 
einrichten und weiterentwickeln.

18.8.Der Lieferant verpflichtet sich insbesondere, folgende 
Regelungen einzuhalten und die Einhaltung zu bestätigen: 
REACH-Verordnung, RoHS-Richtlinie, Sicherheitsdatenblätter 
(SDB), Stoffverbote und Beschränkungen (z.B. Chemikalien-
Verbotsverordnung, POP-Verordnung), Deklarationspflichtige 
Stoffe, Konfliktmineralien, Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) 
bzw. CE-Konformität.

18.9.Für den Fall, dass sich ein Lieferant wiederholt und/oder trotz 
eines entsprechenden Hinweises gesetzeswidrig verhält 
und nicht nachweist, dass der Gesetzesverstoß soweit wie 
möglich geheilt wurde und angemessene Vorkehrungen zur 
künftigen Vermeidung von Gesetzesverstößen getroffen 
wurden, behalten wir uns das Recht vor, von bestehenden 
Verträgen zurückzutreten oder diese fristlos zu kündigen. 

19. Rechtswahl und Gerichtsstand

19.1.Für diese allgemeinen Einkaufsbedingungen und die 
Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Lieferanten gilt 
das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-
Kaufrechts.

19.2.Ist der Lieferant Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher 
- auch internationaler - Gerichtsstand für alle sich aus 
dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser 
Geschäftssitz in 77972 Mahlberg. Entsprechendes gilt, 
wenn der Verkäufer Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. 
Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am 
Erfüllungsort der Lieferverpflichtung gem. diesen allgemeinen 
Einkaufsbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede 
oder am allgemeinen Gerichtsstand des Lieferanten zu 
erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu 
ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben unberührt.
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